
Mit RechtDabei – Von der Beschwerde zur politischen Forderung

Politische Forderungen der Teilnehmenden

Im Rahmen des Projekts „Mit RechtDabei – Von der Beschwerde zur politischen Forderung“ 
kamen geflüchtete Menschen zusammen, um über ihre Erfahrungen mit dem Asylsystem, dem 
Leben in Geflüchtetenunterkünften und ihrem Alltag in Deutschland zu sprechen.

Ausgangspunkt waren konkrete persönliche Erfahrungen und Beschwerden. In den Gesprächen 
wurde deutlich, dass viele dieser Erfahrungen nicht nur individuelle Probleme sind, sondern mit 
umfassenderen politischen und strukturellen Bedingungen zusammenhängen.

Aus den Diskussionen ergaben sich folgende zentrale Themen und Forderungen.

1. Recht auf Arbeit und wirtschaftliche Unabhängigkeit

Viele geflüchtete Menschen möchten arbeiten und ihren Lebensunterhalt selbst verdienen. 
Bürokratische Hürden, lange Wartezeiten und Einschränkungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt 
erschweren dies jedoch.

Sie fordern:

• einen schnelleren und weniger bürokratischen Zugang zum Arbeitsmarkt;

• die Abschaffung von Arbeitsverboten und unnötigen Wartezeiten;

• faire Arbeitsbedingungen sowie gleiche Arbeitsrechte und Schutz für alle 

Arbeitnehmer*innen;

• ein Ende der Ausbeutung von Geflüchteten durch extrem niedrig bezahlte Arbeit;

• einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt sowohl für Fachkräfte als auch für Menschen 

ohne formalen Berufsabschluss;

• einen einfacheren Zugang zu regulären Bankkonten und mehr wirtschaftliche 

Unabhängigkeit;

• die Abschaffung der Bezahlkarte und das Recht, selbstständig über die Verwendung von 

Sozialleistungen zu entscheiden.

Geflüchtete Menschen sollten nicht als passive Empfänger*innen von Sozialleistungen betrachtet 
werden. Viele verfügen über Berufserfahrung, Fähigkeiten und Qualifikationen und möchten ihren 
Lebensunterhalt selbst verdienen.



2. Abbau bürokratischer Hürden

Die Teilnehmenden berichteten von komplizierten Verwaltungsverfahren, langen Wartezeiten, 
schwer verständlichen behördlichen Schreiben sowie einem Mangel an Übersetzungs- und 
Dolmetschleistungen.

Besonders problematisch ist es, wenn Menschen Entscheidungen treffen oder Dokumente 
unterschreiben sollen, ohne deren Inhalt vollständig zu verstehen.

Sie fordern:

• klare und rechtzeitige Informationen über das Asylverfahren und ihre Rechte;

• mehrsprachige Informationen und Zugang zu qualifizierten Dolmetschleistungen;

• behördliche Schreiben und Formulare in klarer und verständlicher Sprache;

• kürzere Bearbeitungs- und Wartezeiten;

• einfachere und transparentere Verwaltungsverfahren;

• angemessene unabhängige Beratung vor wichtigen Entscheidungen;

• dass niemand dazu gedrängt werden darf, Dokumente zu unterschreiben, die er oder sie 

nicht versteht.

3. Recht auf Bildung und Spracherwerb

Sprache und Bildung sind grundlegende Voraussetzungen für gesellschaftliche und politische 
Teilhabe.

Der Zugang zu Bildung sollte nicht vom Aufenthaltsstatus oder vom Herkunftsland einer Person 
abhängen.

Sie fordern:

• kostenlose und zugängliche Sprachkurse;

• Zugang zu Bildung und Weiterbildung unabhängig vom Aufenthaltsstatus;

• bessere Möglichkeiten zur Anerkennung bereits erworbener Qualifikationen;

• ein Ende von politischen Maßnahmen, die Geflüchtete in Gruppen mit besseren oder 

schlechteren Chancen auf Integration und Bildung aufteilen.

Bildung muss für alle zugänglich sein.

4. Faire und humane Asylverfahren

Die Teilnehmenden beschrieben das Asylverfahren teilweise als schwer verständlich und sehr 
belastend. Fehlende Informationen und lange Wartezeiten verstärken die Unsicherheit.

Menschen müssen verstehen können, welche Rechte sie haben, welche Entscheidungen getroffen 
werden und welche Folgen diese Entscheidungen haben können.

Sie fordern:

• transparente und verständliche Asylverfahren;

• frühzeitigen Zugang zu unabhängiger Beratung und Rechtsberatung;

• klare Informationen über Rechte und Pflichten;



• angemessene Bearbeitungszeiten;

• bessere Beratung über mögliche aufenthaltsrechtliche Optionen und Zukunftsperspektiven;

• Verfahren, die die individuellen Lebensumstände der betroffenen Menschen 

berücksichtigen.

5. Gesundheit ist ein Grundrecht

Der Zugang zur Gesundheitsversorgung sollte nicht vom Aufenthaltsstatus einer Person 
abhängen.

Die Teilnehmenden berichteten von Schwierigkeiten beim Zugang zu medizinischer Versorgung 
sowie von psychischer Belastung durch unsichere Lebens- und Aufenthaltsbedingungen.

Sie fordern:

• gleichberechtigten Zugang zur Gesundheitsversorgung;

• eine angemessene Behandlung chronischer und akuter Erkrankungen;

• einen unkomplizierten Zugang zu notwendigen Medikamenten;

• eine bessere psychosoziale und psychotherapeutische Unterstützung;

• dass der Zugang zu notwendiger medizinischer Versorgung nicht als Instrument der 

Migrationskontrolle oder als Bestrafung eingeschränkt werden darf.

6. Menschenwürdige Lebensbedingungen in Geflüchtetenunterkünften

Die Lebensbedingungen in Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete haben einen großen 
Einfluss auf die Gesundheit, Privatsphäre und gesellschaftliche Teilhabe der Bewohner*innen.

Einige Teilnehmende beschrieben das Leben in Unterkünften als stark reglementiert und durch 
ungleiche Machtverhältnisse geprägt.

Sie fordern:

• menschenwürdige Lebensbedingungen;

• ausreichend persönlichen Wohnraum;

• Schutz der Privatsphäre;

• besondere Schutzmaßnahmen für Kinder und andere besonders schutzbedürftige 

Menschen;

• angemessene Hygienestandards;

• die Berücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit chronischen Erkrankungen;

• transparente Regeln innerhalb der Unterkünfte;

• unabhängige Beschwerdemechanismen;

• mehr Beteiligungs- und Mitentscheidungsrechte für die Bewohner*innen.

Bewohnerinnen von Geflüchtetenunterkünften müssen als Menschen mit eigenen Rechten 
behandelt werden und nicht lediglich als Empfängerinnen von Unterbringungsleistungen.



7. Bekämpfung von Diskriminierung und Rassismus

Mehrere Teilnehmende berichteten von Erfahrungen mit Diskriminierung und ungleicher 
Behandlung.

In den Diskussionen ging es sowohl um Diskriminierung aufgrund der Herkunft oder Hautfarbe als 
auch um Unterschiede darin, wie verschiedene Gruppen von Geflüchteten von der Gesellschaft 
und von Institutionen behandelt werden.

Auch die Abwertung oder Nichtanerkennung von Bildungsabschlüssen und beruflichen 
Erfahrungen, die in den Herkunftsländern erworben wurden, wurde als erhebliches Problem 
benannt.

Sie fordern:

• einen konsequenten Schutz vor rassistischer Diskriminierung;

• einen fairen Zugang zu Arbeit, Bildung, Wohnraum und gesellschaftlicher Teilhabe;

• eine transparente und faire Anerkennung ausländischer Bildungs- und 

Berufsqualifikationen;

• wirksame und unabhängige Beschwerdemechanismen bei Diskriminierung;

• die Gleichbehandlung von Geflüchteten unabhängig von Herkunft, Hautfarbe oder 

Staatsangehörigkeit.

Es darf keine gesellschaftliche oder politische Einteilung in vermeintlich „gute“ und „schlechte“ 
Geflüchtete geben.

8. Abschiebedruck und dauerhafte Unsicherheit

Die Teilnehmenden beschrieben die ständige Angst vor einer möglichen Abschiebung als eine 
erhebliche Belastung.

Diese Unsicherheit wirkt sich auf viele Lebensbereiche aus, darunter psychische Gesundheit, 
Bildung, Arbeit, soziale Beziehungen und die Möglichkeit, langfristige Zukunftspläne zu entwickeln.

Sie fordern:

• sichere und verlässliche Aufenthaltsperspektiven;

• eine stärkere Berücksichtigung humanitärer Gründe und individueller Lebenssituationen;

• besonderen Schutz für schutzbedürftige Menschen;

• die Anerkennung der psychischen und gesundheitlichen Folgen langanhaltender 

Unsicherheit und der Bedrohung durch Abschiebung;

• keine Abschiebungen in Situationen, in denen die Menschenrechte, die Sicherheit oder die 

Gesundheit der betroffenen Personen gefährdet wären.

Von politischen Forderungen zu politischer Teilhabe

Die Diskussionen im Rahmen des Projekts haben gezeigt, dass geflüchtete Menschen nicht nur 
von politischen Entscheidungen betroffen sind. Sie haben eigene politische Perspektiven, 
Erfahrungen und Vorschläge für Lösungen.

Deshalb braucht es Strukturen, die es Bewohner*innen ermöglichen, ihre eigenen Interessen zu 
vertreten.



Menschen, die unmittelbar von politischen Entscheidungen betroffen sind, müssen die Möglichkeit 
haben, an der Gestaltung dieser Entscheidungen mitzuwirken.

Nicht nur über Geflüchtete sprechen – gemeinsam mit Geflüchteten politische Lösungen 
entwickeln.
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